
BEA – DAS BESONDERE ELEKTRONISCHE ANWALTSPOSTFACH

Hintergrund
Bereits seit Jahrzehnten besteht im Mahnver-
fahren die Möglichkeit, Mahnanträge „in einer 
nur maschinell lesbaren Form“ zu übermitteln 
(§ 690 III ZPO), “wenn diese dem Gericht für seine 
maschinelle Bearbeitung geeignet erscheint.” Seit 
Dezember 2008 dürfen Rechtsanwältinnen und 
Rechtsan wälte sowie registrierte Personen nach 
§ 10 I 1 Nr. 1 RDG (Inkassodienstleister) Mahnan-
träge nur noch in dieser Form einreichen.

Für das maschinelle Mahnverfahren sind von der 
Justiz Webseiten unter https://www.online-mahn-
antrag.de/ eingerichtet worden. Neben dem soge-
nannten Barcode-Verfahren, bei dem der Antrag 
nicht elektronisch, sondern als Barcode versandt 
wird, kann der Mahnantrag auch als elektronischer 
Datensatz, als EDA-Datei, an das Mahngericht 
übermittelt werden. Dies geschieht bei den auf 
den Webseiten so bezeichneten Verfahrensweisen 
„Versand per Internet“, „Download zum Individual-
versand“ und „Elektronischer Datenaustausch“. Auf 
den genannten Webseiten stehen zudem Folgean-
träge – Anträge auf Neuzustellung, Vollstreckungs-
bescheidantrag, Widerspruch – für das Mahnver-
fahren im Barcode-Verfahren sowie zum Download 
neben dem Mahnantrag zur Verfügung.

Wechsel zum beA
Die elektronische Übermittlung erfolgt bislang per 
EGVP. Das besondere elektronische Anwaltspost-
fach (beA) ist Teil der EGVP-Infrastruktur. Es kann 
ebenso wie EGVP-Postfächer zur Teilnahme am 
elektronischen Datenaustausch im automatisier-
ten Mahnverfahren verwendet werden. Über das 
beA können Nachrichten mit dem Nachrichtentyp 
„Mahn-Antrag“ und der Datei mit den Mahnan-
tragsdaten (EDA-Datei) als Anhang an das zustän-
dige Mahngericht versandt werden – hierfür ist 
der „Download zum Individualversand“ zu wählen. 
Spezielle Fachanwendungen werden daneben über 
eine von der BRAK bereitgestellte Schnittstelle auf 
das beA zugreifen können.

Die Umstellung auf das beA hat grundsätzlich 
keine Auswirkungen auf eine bereits erteilte Kenn-
ziffer – die „Kundennummer des Mahngerichts“ – 
für das automatisierte Mahnverfahren. Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälte, die nach Einführung 
des beA erstmals am elektronischen Datenaus-
tausch im automatisierten Mahnverfahren teilneh-
men möchten, beantragen eine Kennziffer und die 

Zulassung zum elektronischen Datenaustausch 
wie bisher. Ein erteiltes SEPA-Mandat bleibt von 
einem Wechsel zu beA unberührt.

Grundsätzlich sendet das Gericht Nachrichten 
auf dem elektronischen Weg zurück, auf dem der 
Antragsteller bzw. der Prozessbevollmächtigte An-
träge gestellt hat. Solange die Rechtsanwältin oder 
der Rechtsanwalt das EGVP zur Antragstellung 
nutzt, erhält sie oder er Nachrichten ins EGVP-
Postfach. Auch nach Einführung des beA kann das 
bisherige EGVP-Postfach vorübergehend weiter 
genutzt werden. Bis zum 1.1.2018 wird der EGVP-
Classic-Client (EGVP-Installer) auf http://www.egvp.
de zum Download bereitstehen; der Anwendersup-
port für das EGVP wird aber mit Ablauf des Jahres 
2016 enden. Erst wenn der Nutzer den Übermitt-
lungsweg zum Gericht wechselt und das beA zur 
Einreichung eines Mahnantrags nutzt, stellt auch 
das Gericht den Übermittlungsweg um. Dies gilt 
für das beA ebenso wie für andere, künftig eröffne-
te Übermittlungswege, wie etwa DE-Mail.

Bislang versenden Mahngerichte ausgehende 
Nachrichten entsprechend der im automatisierten 
Mahnverfahren zugewiesenen Kennziffer. Das beA 
wird jedoch unabhängig von dieser Kennziffer für 
jede Rechtsanwältin und jeden Rechtsanwalt ein-
gerichtet. Der Versand wird daher von der Justiz 
einzelverfahrensbezogen umgestellt werden. Das 
bedeutet, dass Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte unter Umständen zur gleichen Zeit Nach-
richten des Mahngerichts auf unterschiedlichen 
Übermittlungswegen bekommen können, weil in 
den Verfahren noch unterschiedliche Kommuni-
kationswege hinterlegt sind. Zudem kann es nach 
Auskunft der Justiz vorkommen, dass die bislang 
aufsteigend fortgeschriebenen EDA-IDs lücken-
haft oder nicht mehr in aufsteigender Reihenfolge 
ausgeliefert werden.

Auswirkungen für die Praxis
Kolleginnen und Kollegen ist daher zu raten, ein bis-
her für das automatisierte Mahnverfahren verwen-
detes EGVP-Postfach zumindest so lange auf Eingän-
ge zu überwachen, bis sämtliche Mahnverfahren, 
in denen das EGVP-Postfach zur Übermittlung des 
Mahnantrags oder anderer Nachrichten verwendet 
wurde, vollständig abgeschlossen wurden. Das 
EGVP-Postfach sollte danach gelöscht werden oder, 
wenn es nicht gelöscht werden kann, weiterhin auf 
Nachrichteneingänge überwacht werden.
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